
 

 

 
Verwaltungsvorschrift des Kultusministeriums über die Gewährung von Zu-

wendungen zur Durchführung von Sprachförderung im Jahr vor der Einschu-
lung (VwV SprachFit Säule 1)  

 
Vom 28. Januar 2026 - Az.: KM31-6937-3/3/1 - 

 
1. Ziele der Sprachförderung im Jahr vor der Einschulung 
 

Sprachkompetenz ist die Basis für die schulische Bildung und somit auch  
für die Erreichung der Mindeststandards in der Bildungssprache Deutsch. 
Sie ist damit auch ein entscheidender Schlüssel für mehr Bildungsgerechtig-
keit. Je früher Schwierigkeiten erkannt werden, desto früher kann sich eine 
zielgerichtete Förderung anschließen und desto geringer ausgeprägt sind die  
Lerndefizite im Verlauf des weiteren Bildungswegs. 
Für Kinder im letzten Jahr vor der Einschulung darf daher eine wirkungsvolle 
Sprachförderung nicht davon abhängen, ob das Kind eine Kindertageseinrich-
tung besucht, ob die Eltern sich für eine Förderung entscheiden oder wie ziel-
führend das Konzept der alltagsintegrierten Sprachförderung in der jeweiligen 
Kindertageseinrichtung für das einzelne Kind ist. 
Ziel der Sprachfördermaßnahmen ist es, die sprachbiografische Entwicklung  
des Kindes zu unterstützen und mit den vorgesehenen Förderformaten positiv  
zu beeinflussen. Als Indikatoren werden Lernverlaufsdokumentationen einbe- 
zogen. Erkennbares Ziel ist eine nachweisliche Reduzierung des Anteils an  
Kindern mit intensivem Sprachförderbedarf von 30 Prozent auf 15 Prozent zu 
Beginn des Bildungsgangs Grundschule. 
 
Mit der Förderung von Kindern im Vorschulalter in Sprachfördergruppen auf-
grund eines festgestellten intensiven Sprachförderbedarfs, die die alltagsinte-
grierte Sprachförderung in den Kindertageseinrichtungen ergänzt, begegnet 
das Land Baden-Württemberg dieser Problematik.  

 
2. Rechtsgrundlagen 
 

Die Gewährung der Zuwendungen erfolgt im Rahmen der im Staatshaushalts- 
plan verfügbaren Mittel nach Maßgabe dieser Verwaltungsvorschrift, der §§ 23 
und 44 der Landeshaushaltsordnung (LHO) sowie der hierzu erlassenen Ver-
waltungsvorschriften (VV) und der Regelungen des Landesverwaltungsverfah- 
rensgesetzes. Ein Rechtsanspruch auf Gewährung einer Zuwendung besteht  



 

 

nicht. 
 
3.       Bestimmungen für die Sprachförderung 
 
3.1  Zielsetzung 
  

Durch die Gewährung von Zuwendungen unterstützt das Land die Durchfüh-
rung von Sprachfördermaßnahmen, an denen Kinder, die aufgrund ihres  
Sprachstandes eine intensive Sprachförderung für die erfolgreiche Teilnahme  
am Unterricht der Grundschule benötigen, im letzten Jahr vor ihrer Einschu-
lung teilnehmen. 

 
3.2  Zuwendungsempfänger  
 

Zuwendungsempfänger für die Durchführung der Sprachförderkonzeption 
„SprachFit“ Säule 1 - Sprachförderung im Jahr vor der Einschulung - können 
sein: 
 
- Kommunale, kirchliche, gemeinnützige und freie Träger im Sinne von § 8 

Absatz 1 Satz 1  des Kindertagesbetreuungsgesetzes (KiTaG) von Kinder-
gärten und Tageseinrichtungen, die eine Sprachfördergruppe einrichten 
oder Personal für eine Sprachfördergruppe an einer Schule zur Verfügung 
stellen und Sach- und Beförderungskosten aufwenden. 

 
- Schulträger nach § 28 des Schulgesetzes für Baden-Württemberg (SchG), 

die Sachkosten und Beförderungskosten aufwenden. 
 

3.3  Zuwendungszweck 
 
 In Sprachfördergruppen werden Kinder im Jahr vor ihrer Einschulung ge-

fördert, bei denen die Schulleitung der Grundschule des Schulbezirks, in 
dem ein Kind wohnt, festgestellt hat, dass bei diesem Kind ein intensiver 
Sprachförderbedarf besteht und deshalb zu erwarten ist, dass es ohne 
eine zusätzliche Sprachfördermaßnahme nicht mit Erfolg am Unterricht 
der Grundschule teilnehmen kann. Das Land Baden-Württemberg gewährt 
im Rahmen der verfügbaren Mittel Zuwendungen zur Förderung dieser 
Kinder in den genannten Sprachfördergruppen.  

 



 

 

Zuwendungen können für die Durchführung von Sprachförderung im Jahr 
vor der Einschulung in Form einer Pauschale für folgende Aufwendungen 
gewährt werden: 
 
- Beförderung von Kindern 
 
- Sachkosten zur Durchführung der Sprachförderung  
 
- Personalkosten.  
 

3.4 Zuwendungsvoraussetzungen  
 
 Zuwendungen werden gewährt, wenn die Sprachfördermaßnahmen in ei-

ner von der unteren Schulaufsichtsbehörde eingerichteten Sprachförder-
gruppe nach Maßgabe des § 2 sowie der §§ 5 bis 8 Sprachfördergruppen-
verordnung durchgeführt werden und Sach-, Personal und/oder Beförde-
rungskosten anfallen. 
 

3.4.1 In Sprachfördergruppen im Jahr vor der Einschulung können Grundschul-
lehrkräfte, SprachFit-Lehrkräfte in der Tätigkeit einer Grundschullehrkraft 
sowie Pädagogische Fachkräfte der Kita eingesetzt werden.   

 
3.4.2 Die Einrichtung einer Sprachfördergruppe an einer Kindertageseinrichtung 

setzt insbesondere voraus, dass der Träger der Kindertageseinrichtung  
 

a)  zusichert, die Förderung entsprechend dem Konzept des Kultusmi-
nisteriums „Sprachförderung an der Schnittstelle Kindertageseinrich-

tung - Grundschule“ durchzuführen, 
 
b)  eine Erklärung abgibt, bei der Durchführung der Sprachfördermaß-

nahmen die §§ 5 bis 8 Sprachfördergruppenverordnung zu beachten 
und umzusetzen, 

 
c)  für die Durchführung der Sprachfördermaßnahmen, zusätzlich zum 

Mindestpersonalschlüssel, pädagogische Fachkräfte im Sinne des § 
7 Absatz 2 KiTaG einsetzt, die erfolgreich eine Qualifizierungsmaß-
nahme zur Sprachförderkraft nach § 2 Absatz 2 Sprachfördergrup-
penverordnung durchlaufen haben; eine vergleichbare Qualifizie-



 

 

rungsmaßnahme kann nach Entscheidung der unteren Schulauf-
sichtsbehörde teilweise auf die Qualifizierungsmaßnahme nach § 2 
Absatz 2 Sprachfördergruppenverordnung angerechnet werden, und  

 
d)  zusichert, dass die Kindertageseinrichtung an der vom Institut für Bil-

dungsanalysen Baden-Württemberg durchgeführten Evaluation zur 
Sprachförderung im Jahr vor der Einschulung teilnimmt.  

 
3.4.3 Die Sprachfördermaßnahmen finden im Umfang von vier Förderstunden je 

Woche mit jeweils 45 Minuten Dauer in Kleingruppen mit einer Gruppen-
größe von in der Regel acht bis maximal zwölf Kindern statt. Die Mindest-
gruppengröße beträgt vier Kinder. Bei mehr als zwölf Kindern werden wei-
tere Sprachfördergruppen gebildet. Die Sprachförderung soll in der Regel 
156 Förderstunden umfassen.  

 
3.4.4 Abweichend von Nummer 1.2 der VV zu § 44 LHO darf die Zuwendung 

auch rückwirkend für solche Vorhaben bewilligt werden, die zum Beginn 
des jeweils laufenden Kindergartenjahres begonnen wurden. Der Beginn 
erfolgt auf Risiko des Zuwendungsempfängers. 

 
3.5 Art, Umfang und Höhe der Zuwendungen 
  

 Auf Antrag werden bei Vorliegen der Zuwendungsvoraussetzungen nach 
Nummer 3.4 die Zuwendung als Projektförderung im Wege der Festbe-
tragsfinanzierung in Form von Zuschüssen gewährt. Die Zuwendungen 
bezwecken eine pauschale Beteiligung des Landes an den Kosten der 
Sprachförderung im Jahr vor der Einschulung (SprachFit – Säule 1).  

 
Die Höhe der Zuwendung richtet sich nach der Zahl der berücksichti-
gungsfähigen Kinder im Förderzeitraum (s. 4.3.1). Ein Kind ist berücksich-
tigungsfähig, wenn entsprechend § 4 Sprachfördergruppenverordnung ein 
intensiver Sprachförderbedarf festgestellt wurde und das Kind an einer 
Sprachfördergruppe teilnimmt.  

 
Sachkostenzuwendung: 
Für jedes im Förderzeitraum (s. 4.3.1) berücksichtigungsfähige Kind wird 
eine Sachkostenzuwendung in Höhe von 200 Euro gewährt. Die Sachko-
stenzuwendung ist je Sprachfördergruppe und Förderzeitraum auf 1 600 
Euro begrenzt. 



 

 

Zu Sachmitteln gehören zweckgebundene Unterrichtsmittel, die für die 
Sprachförderung zwingend erforderlich sind. 
 
Personalkostenzuwendung: 
Für jedes im Förderzeitraum (s. 4.3.1) berücksichtigungsfähige Kind wird 
eine Personalkostenzuwendung in Höhe von 1 000 Euro gewährt. Die Per-
sonalkostenzuwendung ist je Sprachfördergruppe und Förderzeitraum auf 
8 000 Euro begrenzt.  
Eine Personalkostenzuwendung darf nur gewährt werden für Sprachför-
dergruppen, die von Personal des Antragstellers durchgeführt werden.  
 
Beförderungszuwendung: 
Die Höhe der Beförderungszuwendung wird für jedes Kindergartenjahr 
neu festgesetzt. Grundlage der Berechnung ist die Anzahl der Kinder, die 
zum Stichtag der amtlichen Schulstatistik (Herbststatistik) tatsächlich be-
fördert werden. 
Die Beförderungszuwendung beträgt höchstens 360 Euro pro Kind und 
Förderzeitraum (s. 4.3.1).  
Eine Zuwendung für Beförderungskosten für den direkten Fahrtweg von 
der Kita zum Förderort und zurück kann nur gewährt werden für berück-
sichtigungsfähige Kinder, bei denen eine Beförderung erforderlich ist.  
 
Auf Antragstellung von kommunalen, kirchlichen, gemeinnützigen und 
freien Trägern im Sinne von § 8 Absatz 1 Satz 1 KiTaG von Kindergärten 
und Tageseinrichtungen können Zuwendungen für Personal-, Sach- 
und/oder Beförderungskosten zur Durchführung von Sprachförderung in 
Sprachfördergruppen im Jahr vor der Einschulung in der Schule und/oder 
in der Kindertageseinrichtung gewährt werden. 
 
Auf Antragstellung von Schulträgern nach § 28 SchG können Zuschüsse 
für Sachmittel sowie Beförderungskosten zur Durchführung von Sprachför-
derung in Sprachfördergruppen im Jahr vor der Einschulung in der Schule 
gewährt werden. 

 
4. Antrags- und Bewilligungsverfahren, Auszahlung, Rückforderung 
 
4.1 Antragstellung 



 

 

 Die Zuwendungen werden auf Antrag gewährt. Förderanträge können ab 
15. November eines Kalenderjahres bei der L-Bank (www.l-bank.de) ge-
stellt werden. Die Antragsfrist endet am 28. Februar des folgenden Kalen-
derjahres. Die Beantragung erfolgt bei der L-Bank über das Online-Portal 
(www.l-bank.de). 

 
4.2 Zuständigkeit der L-Bank 

Der Zuschuss wird von der L-Bank im Rahmen der verfügbaren Mittel be-
willigt. 
Für das Verfahren (Bewilligung, Auszahlung, Rückforderung) ist die L-
Bank zuständig. In Streitigkeiten nach dieser Verwaltungsvorschrift vertritt 
sie das Land Baden-Württemberg gerichtlich und außergerichtlich. Entfal-
len die Voraussetzungen für die Einrichtung von Sprachfördergruppen, 
kann eine Rückforderung durch die L-Bank erfolgen. 
 
Die L-Bank ist berechtigt, Bücher, Belege, Nachweise und sonstige Unter-
lagen anzufordern, soweit diese zur Prüfung im Bewilligungsverfahren der 
gewährten Zuwendung benötigt werden.  
Der Zuwendungsempfänger hat diese der L-Bank auf Anforderung unver-
züglich vorzulegen. 

 
4.3 Bewilligung und Auszahlung 
 
4.3.1 Der Förderzeitraum umfasst in jedem Kindergartenjahr 156 Unterrichts-

stunden in 39 Schulwochen. 
 
4.3.2 Die Zuwendung ist ausschließlich zur Durchführung der Sprachförderung 

im Jahr vor der Einschulung einzusetzen.  
 
4.3.3 Die Auszahlung für die Gruppenförderung erfolgt direkt an den Antragstel-

ler in Form von Prokopfpauschalbeträgen. Eine Änderung der Angaben 
des Antrags und somit eine Beantragung weiterer Zuweisungen ist nicht 
möglich. 

 
4.3.4  Abweichend von Nummer 7 VV zu § 44 LHO und Nummer 1.4 der Allge-

meinen Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur Projektförderung er-
folgt die Auszahlung der Zuwendung durch die L-Bank in einem Betrag 
nach Eintritt der Bestandskraft des Zuwendungsbescheides. 

 

http://www.l-bank.de/
http://www.l-bank.de/


 

 

4.4  Verwendungsnachweis  
 

Bei formgerechter Antragstellung gilt der Verwendungsnachweis abwei-
chend von Nummer 10.1 VV zu § 44 LHO als erbracht.  

 Der Antrag dient zugleich als Verwendungsnachweis. 
 Dieser besteht aus dem zahlenmäßigen Nachweis über die Anzahl der 

Gruppen, der geförderten Kinder und der in der Förderung eingesetzten 
Personen. Der Antragsteller muss eigenständig die Rechnungslegung do-
kumentieren. Die untere Schulaufsichtsbehörde prüft die Rechnungsle-
gung und die daraus erfolgende Plausibilität stichprobenartig.   
Auf Verlangen der Schulaufsichtsbehörden haben die Träger im Einzelfall 
das Vorliegen der Voraussetzungen dieser Verwaltungsvorschrift für die 
Zuwendungsgewährung in Form von Teilnahmelisten, Einrichtungserlas-
sen, Rechnungsdokumentation für Beförderungs-, Sach- und Personalko-
sten nachzuweisen. 

 
4.5  Widerruf des Zuwendungsbescheides 
 

Ein Widerruf des Zuwendungsbescheides und eine anteilige Rückforde-
rung bleiben vorbehalten, wenn die Voraussetzung für die Einrichtung ei-
ner Sprachfördergruppe oder die Voraussetzungen für die Zuwendungs-
gewährung nicht erfüllt sind.  

 
5.              Inkrafttreten und Geltungsdauer 
 

Diese Verwaltungsvorschrift tritt mit Wirkung vom 1. September 2025 in 
Kraft und tritt mit Ablauf des 31. Juli 2030 außer Kraft. 


